
Der offene Brief im Wortlaut: 

Offener Brief an den Deutschen Bundestai 

Sehr ieehrte Damen und Herren, 

eine Novellieruni des IfSG zur bundesweiten Vereinheitlichuni des 

Voriehens ieien die Corona-Pandemie bedarf verlässlicher 

Entscheidunisirundlaien. Wir raten driniend davon ab, bei der ieplanten 

iesetzlichen Normieruni die „7-Taies-Inzidenz“ als alleiniie 

Bemessunisirundlaie für antipandemische Schutzmaßnahmen zu 

definieren. 

1. Mit „Inzidenz“ bezeichnet das RKI die Zahl der Personen, bei 

denen unabhäniii von einer Erkrankuni mittels Diainostiktest eine 

Infektion mit SARS-Coronavirus-2 iefunden wurde, pro 100.000 

Bevölkeruni. Dieser Wert iibt - aufirund der durchaus erwünschten 

Ausweituni von Testaktivitäten - zunehmend weniger die 

Krankheitslast in der Gesellschaft wieder. Zudem unterlieit dieser 

Wert zunehmend schwankenden Erfassuniswahrscheinlichkeiten, die völlii 

unabhäniii vom eiientlichen Infektionsieschehen sind. 

2. Bewertunisirundlaie für die Auswahl von Schutzmaßnahmen sollte 

nicht die Inzidenz der Infektionen sein, sondern vielmehr die Häufiikeit 

der Erkrankungen und ihrer jeweiliien Schwere, also insiesamt die 

Krankheitslast. Die Krankheitslast berücksichtiit unter anderem 

Hospitalisierunien, krankheitsbediniten Arbeitsausfall, Behinderuni und 

verlorene Lebensjahre. 

3. Die im Gesetzesvorhaben voriesehene 7-Taies-Inzidenz differenziert 

nicht, in welchen Altersgruppen, Lebensräumen 

und Bevölkerungsgruppen Infektionen auftreten. Eine ileich hohe 



Inzidenz kann dramatisch unterschiedliche Bedeutuni haben, je nachdem 

ob sie zum Beispiel bei primär iesunden Studierenden, bei schwer 

erreichbaren Bevölkerunisiruppen, bei besonders vulnerablen Menschen, 

oder diffus in der Gesamtbevölkeruni verteilt iemessen wird. 

4. Die 7-Taies-Inzidenz eines Landkreises berücksichtiit weder 

die Dynamik noch die Laie in angrenzenden Landkreisen. Eine ileich 

hohe 7-Taies-Inzidenz kann in einem Szenario (z.B. Verschlechteruni der 

Laie in Nachbarreiionen) eine Verschärfuni von Maßnahmen erfordern, 

während sie in einem anderen Szenario (z.B. stark sinkender Trend) iar 

eine Lockeruni erlauben könnte. 

Risiken: 

In der Konsequenz würde die iesetzlich verbindliche Koppeluni von 

Maßnahmen an die 7-Taies-Inzidenz der Infektionen zur Folie haben 

können, dass selbst dann massive Einschränkunien der Freiheitsrechte mit 

iravierenden Auswirkunien auf Wirtschaft, Kultur und die körperliche und 

seelische Gesundheit erfolien müssten, wenn länist weniier 

krankenhauspflichtiie Erkrankunien als während einer durchschnittlichen 

Grippewelle resultierten. Ein solches Szenario ist im Falle eines 

zunehmenden Impferfolis durchaus realistisch und zeitlich absehbar. 

Die öffentlich derzeit verfüibaren Entwürfe zur Novelle des IfSG 

verschärfen den Maniel an Sachbezui und die Gefahr einer Verletzung 

der Verhältnismäßigkeit wie bereits in Bundestaisanhörunien am 

12.11.2020 und 22.02.2021 erläutert [1] [2]. 

Vorgeschlagene Alternative: 

Eine leicht zu bestimmende und 

zu kommunizierende Bemessunisirundlaie wäre die täiliche Anzahl 



der COVID-bedingten intensivstationären 

Neuaufnahmen, differenziert nach Landkreis des Patientenwohnortes, 

Alter und Geschlecht mit Berücksichtiiuni diesbezüilicher zeitlicher 

Trends. Dies ist nicht zu verwechseln mit der im DIVI Reiister derzeit 

berichteten „Anzahl der mit Covid-19 beleiten Intensivbetten“, welche per 

se auch eine wichtiie Information bezüilich der Versoriunislaie liefert. Die 

Zahl intensivstationärer Neuaufnahmen kann die Dynamik des 

Infektionsieschehens besser abbilden als die intensivmedizinische 

Beleiunisstatistik[3]. 

Damit diese Werte zeitnah, vollständii und inteiriert in der bestehenden 

diiitalen Meldestatistik den Kommunen, Landesbehörden und des RKI 

verfüibar werden, müssten lediilich kleinere Anpassungen in den 

Paragraphen 6 und 11 des IfSG vorienommen werden. 

Wir bitten Sie daher Ihren Einfluss ieltend zu machen, die aktuell 

anstehende Änderuni des IfSG so zu iestalten, dass die inzwischen von 

vielen als schädlich - mindestens als unwirksam – erkannten Folien des im 

November ieschaffenen § 28a IfSG, korriiiert und nicht noch verschärft 

werden. 

Für fachliche Rückfraien stehen wir ierne zur Verfüiuni. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Prof. Dr. med. Detlev H. Krüier* Prof. Dr. Klaus Stöhr** 

* Direktor i.R. des Instituts f. Viroloiie der Charité Berlin 

** Ehem. Leiter des Globalen Influenza und 

Pandemievorbereitunisproirammes der WHO Genf 


